
134 		  VEREINTE NATIONEN  3/2024

Aus dem Bereich der Vereinten Nationen  |  Sozialfragen und Menschenrechte

Der Menschenrechtsrat der Ver-
einten Nationen (Human Rights 
Council – HRC) hielt im Jahr 2023 

drei reguläre Tagungen ab (52. Tagung: 
27.2.–4.4.; 53. Tagung: 19.6.–14.7.;  
54. Tagung: 11.9.–13.10.). Es wurde eine 
Sondertagung (Special Session) einbe-
rufen: die 36. Sondertagung am 11. Mai 
zu den menschenrechtlichen Folgen des 
Konflikts in Sudan. Bei den Sonderver-
fahren (Special Procedures) gab es Ende 
des Jahres 2023 insgesamt 46 themati-
sche und 14 Ländermandate.

Das Büro des HRC hat mehrfach mit 
dem Büro der Vereinten Nationen in 
Genf (United Nations Office at Geneva 
– UNOG) gerungen, um für die umfäng-
liche Bearbeitung der HRC-Agenda ein 
angemessenes Zeitvolumen zu haben. So 
wurden aus den vormals üblichen zehn 
Tagungswochen 14 im Jahr 2023 – je-
weils eine Woche länger in der 52. und 
53. Tagung und zwei Wochen länger in 
der 54. Tagung. Ursächlich waren, wie 
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n  Chinas Strategiewechsel
n  Verstärkt technische Hilfe und Kapazitätsaufbau
n  Sondertagung zu Sudan

im Jahr 2022, die Vorgaben des UNOG, 
die Tagungen im Rahmen regulärer Ar-
beitszeiten durchzuführen, etwa keine 
Überstunden für das Übersetzen mehr 
zuzulassen. Gleichwohl waren dem HRC 
als Ganzes die Mühen wert, sein Man-
dat inhaltlich bestmöglich auszufüllen. 

Die Zeit wurde gebraucht. Der Rat 
beschäftigte sich mit ausführlichen Be-
richten zu den Themen digitale Techno-
logie und Menschenrechte (A/HRC/ 
53/42, A/HRC/53/65), zum Recht auf 
eine saubere, gesunde und nachhaltige 
Umwelt (A/HRC/52/33 mit Visiten in 
Portugal /Add.1) und Slowenien (/Add.2) 
sowie zum Thema Demokratie und Un-
gleichheit (A/HRC/54/83). Alle daraus 
folgenden Resolutionen wurden im Be-
richtszeitraum im Konsens angenommen. 
Die Agenda behandelte schwere Men-
schenrechtsverletzungen in den Ländern 
Afghanistan, Belarus, Burundi, Eritrea, 
Myanmar, Nicaragua, Nordkorea, Russ-
land, Sudan und Syrien. Zu Russland 

hat der Rat auf seiner 54. Tagung das 
Mandat des Sonderberichterstatters ver-
längert (54/23) und zu Sudan eine Unter- 
suchungsmission eingerichtet (54/2).

Angesichts des rhetoriklastigen Rufs 
der Vereinten Nationen – der HRC ist 
nicht frei davon – in einem großen Teil 
der Öffentlichkeit und selbst in der 
Fachpresse lohnt in Sachen Aufmerk-
samkeit und Effizienz nicht zuletzt ein 
Blick auf die Statistik. Der HRC hat im 
Jahr 2023 insgesamt 110 Resolutionen 
verabschiedet (im Jahr 2022: 99), die 
dritthöchste Zahl in der Geschichte des 
Rates. In seinen administrativ-forma
lisierten Abläufen funktioniert der HRC 
gut und kommt weitgehend ohne Blo-
ckaden aus.

Im Bericht zum Jahr 2022 war von 
Winkelzügen Chinas bei gleichzeitig har-
schem Auftreten die Rede. Die Diploma-
tie Chinas hat bislang erfolgreich agiert, 
eine Befassung des Berichts über die Lage 
der Uiguren in der Provinz Xinjiang im 
Rahmen der offiziellen Tagesordnung 
des HRC zu verhindern. Bis heute gibt 
es keine Dokumentenregistrierung. Auch 
im Jahr 2023 fand sich keine Mehrheit 
dafür. Eine Art Registrierung leistete 
immerhin die Sonderberaterin des Ge-
neralsekretärs für die Verhütung von 
Völkermord, als sie am 4. Juli während 
der 53. Tagung in ihrem Bericht eine 
Entscheidung des Ausschusses zur Be-
seitigung rassistischer Diskriminierung 
(Committee on the Elimination of Racial 
Discrimination – CERD) aus dem Jahr 
2022 erwähnte und mündlich vortrug 
(A/HRC/53/45). Der Hohe Kommissar 
für Menschenrechte, Volker Türk, wie-
derholte in seiner Eingangsrede zur 54. 
Tagung seine Empfehlungen an die chi-
nesische Regierung.

Gleichzeitig bemerkten einige Beob-
achter in Genf einen Schwenk Chinas 
von der aggressiven Diplomatie zu einem 
eher konstruktiven Ansatz. Die chine
sische Delegation setzte nun mehr auf 
das Umwerben lateinamerikanischer 
Staaten und bot dem Hohen Kommis-
sariat der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte (Office of the United Na-
tions High Commissioner for Human 
Rights – OHCHR) Kooperationen an, 
etwa zwecks ausreichender Finanzierung 
von Stellen zur Menschenrechtsberatung. 
Die chinesische Delegation legte merk-
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lich weniger feindselig formulierte Än-
derungsanträge zu strittigen Resoluti-
onstexten vor. Diesen Teil übernahm 
Russland. Die verbindlichere Haltung ver-
schob das Kräfteverhältnis im Rat zu Chi-
nas Gunsten, während Russland wegen 
seiner Invasion in der Ukraine isoliert 
blieb.

So war das Jahr 2023 im HRC davon 
gekennzeichnet, dass danach gesucht 
wurde, Menschenrechtssituationen stär-
ker durch den Dialog mit betreffenden 
Regierungen zu lösen. Die Lage vor Ort 
sollte durch Zusammenarbeit, techni-
sche Hilfe und Kapazitätsaufbau ver-
bessert werden. 

Die Resolution 53/22 unterbreitete 
technische Hilfe für Kolumbien, wenn-
gleich hier Pakistan eine Abstimmung 
mit 28 Ja-Stimmen bei 19 Enthaltungen 
gefordert hatte. Mit dem Angebot tech-
nischer Hilfe entschied der Rat über die 
Ländersituationen in Kambodscha (54/ 
36), Jemen (54/29), Honduras (54/30), 
Zentralafrikanische Republik (54/31), 
Somalia (54/32), Demokratische Repu
blik Kongo (54/34) und in der Region 
Karibik (54/33). Honduras, Somalia 
und die Karibische Gemeinschaft 
(CARICOM) hatten die Resolutionsini-
tiativen selbst eingebracht. Die Resolu-
tion zu Honduras zielt darauf ab, die 
Wahrnehmung der Menschenrechte von 
Personen zu stärken, die im Strafvoll-
zug des Landes inhaftiert sind. Die Re-
solution zur Karibik sieht vor, ein regi-
onales Büro des OHCHR einzurichten. 
Ein neues Mandat im Rahmen techni-
scher Assistenz beschloss der Rat eben-
so zu Haiti (52/39). Das Land hat dies 
selbst beantragt.

Bei so viel Dialog und Konsensbe
mühungen fiel die faktenbasierte Ana
lyse zu gravierenden Menschenrechts-
verletzungen umso deutlicher auf. Tra- 
ditionell bringen entsprechende Resolu-
tionstexte überwiegend Länder aus der 
Gruppe der westeuropäischen und an-
deren Staaten (Group of Western Euro-
pean and Other States – WEOG) ein. 
Allerdings bewies die WEOG wenig Ge-
schick. Es reicht für die politische Wir-
kung nicht aus, Recht zu haben. So un-
tergrub das Abstimmungsverhalten zu 
den Resolutionen über Rassismus, die 
besetzten palästinensischen Gebiete, 
die Sondertagung zur Lage in Sudan so-

wie die Sudan-Länderresolution bessere 
Verständigungen mit dem Staatenblock 
der Entwicklungsländer, insbesondere 
der Afrikanischen Staatengruppe, und 
mit der Organisation der Islamischen 
Zusammenarbeit (OIC). Die Resolution 
zum Recht auf Selbstbestimmung des 
palästinensischen Volkes (52/34) wurde 
zur Abstimmung gestellt. Tschechien, die 
USA und das Vereinigte Königreich 
stimmten dagegen. Ebenso bei der Re-
solution 52/35 zu den israelischen Sied-
lungen. Die WEOG-Mitglieder Belgien, 
Deutschland, Finnland, Frankreich und 
Luxemburg stimmten allerdings jeweils 
dafür.

Sondertagung

Am 11. Mai hielt der Rat seine 36. Son-
dertagung zu den ›Auswirkungen des 
anhaltenden Konflikts in Sudan auf die 
Menschenrechte‹ ab. Die Tagung wur-
de federführend vom Vereinigten Kö-
nigreich, unterstützt von den USA, 
Deutschland, Norwegen und weiteren 
15 Staaten beantragt. Es war den An-
tragstellern nicht gelungen, die Unter-
stützung der afrikanischen Staaten-
gruppe zu gewinnen. Menschenrechts- 
organisationen forderten angesichts der 
Schwere der Menschenrechtsverletzun-
gen und des Fehlens einer verlässlichen 
nationalen Einrichtung eine internatio-
nale Untersuchungskommission, um die 
Entwicklungen in Sudan laufend über-
wachen und darüber berichten zu kön-
nen. Demgegenüber vertraten Länder 
aus der afrikanischen Staatengruppe  
die Ansicht, dass innerhalb der Afrika-
nischen Union (AU) nicht alle Mechanis-
men zur Streitschlichtung ausgeschöpft 
seien. Der Dissens konnte nicht über-
brückt werden. Bei der Abstimmung 
über die Resolution S-36/1 stimmten 
alle Mitglieder aus der afrikanischen 
Staatengruppe entweder dagegen oder 
enthielten sich der Stimme. Das Ergeb-
nis fiel knapp aus: 18 Ja-Stimmen, 15 
Nein, 14 Enthaltungen. Die Resolution 
beauftragt einen Experten des OHCHR, 
die Lage der Menschenrechte seit Ok-
tober 2021 zu untersuchen und dem 
HRC jeweils mündlich einen Bericht zur 
54. Tagung sowie zur 57. Tagung vorzu- 
tragen.

52. Tagung

Für die Organisationen der Zivilgesell-
schaft bedeutete diese Tagung einen ge-
wissen Neuanfang. Der Rat beschloss, 
unbeschadet der finanziellen Restriktio-
nen, die Wiedereinführung von Parallel-
veranstaltungen (Side Events).

Im Rahmen des traditionellen Ta-
gungsteils auf hoher Ebene erwähnte 
die deutsche Außenministerin Annalena 
Baerbock die Situation in Afghanistan, 
Iran, der Ukraine sowie die Rechte von 
Frauen und Kindern. UN-Generalsekre-
tär António Guterres erinnerte an den 
75. Jahrestag der Verabschiedung der 
Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte und warnte vor Selbstzufrieden-
heit. Er mahnte ebenso an, dass die 
Grundsätze der Erklärung, etwa im Zu-
sammenhang mit der russischen Inva
sion in der Ukraine, angegriffen worden 
seien.

Volker Türk äußerte seine Besorgnis 
unter anderem über Medieneinschrän-
kungen und Hassreden in Russland, über 
das harte Vorgehen gegen LGBTQI+-
Gemeinschaften in Burundi und Ugan-
da sowie über die Verfolgung von Jour-
nalisten und politischen Aktivistinnen 
in Ägypten, Bangladesch, China, Kam-
bodscha, Peru, Tadschikistan und Tu-
nesien. Er nannte positive Beispiele, so 
die Aufhebung von Medieneinschrän-
kungen in Tansania, die Entkrimina
lisierung von Verleumdung in Sambia, 
Maßnahmen zur Förderung der Rechen-
schaftspflicht in Kenia und die Gesetz-
gebung in Sierra Leone gegen Geschlech-
terdiskriminierung. Er bezeichnete den 
Kampf gegen den Klimawandel und die 
Verteidigung des Rechts auf eine saube-
re, gesunde und nachhaltige Umwelt als 
»die entscheidenden Auseinandersetzun-
gen unserer Generation«. Der Rat be-
schloss eine Resolution zum Recht auf 
saubere Umwelt (52/23) im Konsens. 
Alle 20 Änderungsanträge, überwiegend 
vonseiten Russlands, waren zuvor abge-
lehnt worden.

Nicht gefolgt war der Rat hingegen 
den Ergebnissen der Ermittlungsmis
sionen zu Libyen (A/HRC/52/83). Die 
Kommission stellte fest, dass Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit began-
gen wurden und kein Ende abzusehen 
ist. Der Rat beendete gleichwohl das 
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Mandat. Stattdessen wurde ein Mandat 
zur technischen Hilfe für libysche Insti-
tutionen eingerichtet (52/41).

Die Erklärung der Rechte der Men-
schenrechtsverteidigerinnen und -vertei-
diger beging im Berichtszeitraum den 
25. Jahrestag. Der Bericht der Sonder-
berichterstatterin für Menschenrechts-
verteidiger befasste sich aus diesem An-
lass auch mit den Erfolgen deren Arbeit 
(A/HRC/52/29). Sie bedauerte in ihrem 
Vortrag, dass auch in Staaten wie Grie-
chenland Menschenrechtsverteidiger un-
ter Druck geraten, wenn sie sich für die 
Rechte von Flüchtlingen engagieren. Das 
Mandat wurde im Konsens verlängert 
(52/4).

Wie in den Jahren zuvor, gab es meh-
rere Versuche, Begriffe in Resolutions-
texten systematisch abzuschwächen. Im 
Rahmen der 52. Tagung ging es unter 
anderem um die Formulierung eines 
»menschenrechtsbasierten Ansatzes« zum 
Thema Entwicklung, etwa in den Reso-
lutionen 52/8 und 52/14 zum Thema 
nachhaltige Entwicklung.

53. Tagung

In seiner Eingangsrede verwies Volker 
Türk auf das ausgeklügelte System der 
Vereinten Nationen zum Schutz der 
Menschenrechte, erwähnte jedoch eben-
so die Hemmnisse, die Staaten dem 
OHCHR oder den Sonderberichterstat-
tern in den Weg legen. Etwas überra-
schend kam seine Projektion, ein Büro 
des OHCHR in China eröffnen zu wol-
len. Es bestanden bei Beobachterinnen 
und Beobachtern einige Zweifel, zu wel-
chen Gunsten sich diese Maßnahme aus-
wirken wird.

Die Arbeit des Rates zum Thema so-
ziale Geschlechterfragen führte zu hef-
tigen Disputen. Der mit dem ›Gender‹-
Begriff verknüpfte Ansatz zur Gleich- 
stellung und Bekämpfung geschlechts-
spezifischer Diskriminierung sollte aus 
Texten gestrichen werden. Die Ände-
rungsanträge brachten Ägypten, Irak, 
Pakistan, Russland und Saudi-Arabien 
ein. Zwei Resolutionen standen im Mit-
telpunkt: ein von Kanada eingebrachter 
Text zur Beseitigung aller Formen von 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen so-
wie ein Text über Kinder-, Früh- und 

Zwangsheirat. Beim Text Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen zielten die Ände-
rungen auf Begriffe wie ›umfassende 
Sexualerziehung‹, ›geschlechtsspezifisch‹ 
und ›Recht auf sexuelle und reproduk
tive Gesundheit‹. Alle Änderungsanträge 
wurden abgelehnt, am Ende die Reso
lution 53/27 im Konsens angenommen. 
Ähnlich wurden zum Resolutionsent-
wurf über Kinder-, Früh- und Zwangs-
heirat sechs Änderungsanträge abge-
lehnt. Unter anderem sollte der Wille 
der Eltern oder der Erziehungsberechtig-
ten im Text verankert werden. Alle wur-
den abgelehnt, der Resolutionstext (53/23) 
im Konsens angenommen.

Äußerst strittig waren ebenfalls die 
Debatten um die Koranverbrennungen 
in Nordeuropa – ein komplexes Thema 
zur Grenze zwischen freier Meinungs-
äußerung und Aufstachelung zu religiö-
ser Diskriminierung, Hass und Gewalt. 
Die OIC war nicht in der Lage, die 
Rechte religiöser Minderheiten in ihren 
Ländern zu schützen und westliche 
Staaten waren nicht in der Lage, ihr Be-
dauern über die Koranverbrennungen 
auszusprechen. Heraus kam eine Reso-
lution (53/1), deren Sprachduktus fatal 
an die als überwunden geglaubte ›Diffa-
mierung von Religionen‹ erinnerte.

54. Tagung

Einen Schwerpunkt dieser Tagung bil-
deten länderspezifische Resolutionen. 
Unbeschadet der katastrophalen Men-
schenrechtslage in Sudan kam, wie bei 
der Sondertagung, nur eine knappe Mehr-
heit für ein Mandat (54/2) zustande – 19 
Ja-, 16 Nein-Stimmen und zwölf Ent-
haltungen. Immerhin wurde eine Unter-
suchungskommission eingerichtet, auf-
bauend auf der Resolution S-36/1, nun 
mit der Möglichkeit, dass die Menschen 
in Sudan sich Gehör verschaffen können. 
Die Staaten der Europäischen Union (EU) 
wiederum entschieden, das Mandat der 
internationalen Expertenkommission für 
Menschenrechte in Äthiopien nicht um 
ein weiteres Jahr verlängern zu lassen.

Diskussionen löste ebenfalls das The-
ma Ungleichheit aus. China legte eine 
Resolution zur »Förderung und zum 
Schutz wirtschaftlicher, sozialer und 
kultureller Rechte im Kontext der Be-

kämpfung von Ungleichheiten« vor, die 
unter anderem eine Aufstockung finan-
zieller Mittel beim OHCHR für die Ar-
beit im Bereich wirtschaftliche und so-
ziale Rechte fordert. Die Resolution 
(54/22) wurde schließlich im Konsens 
angenommen.

Zum Thema Rassismus hatte die af-
rikanische Staatengruppe einige An-
strengungen unternommen, um zur Re-
solution »Von der Rhetorik zur Realität« 
einen Konsens zu erreichen. Die afrika-
nische Staatengruppe hatte zu diesem 
Thema seit dem Jahr 2006 ganze 13 Re-
solutionen vorgelegt, allerdings gingen 
in den Jahren 2009, 2010, 2017 und 
2019 lediglich vier im Konsens durch. 
Bei dieser Tagung war wieder eine Ab-
stimmung notwendig: 33 Ja-, sieben 
Nein-Stimmen und sieben Enthaltungen 
(54/27). Verlängert wurde das Länder-
mandat zur Menschenrechtslage in 
Russland (54/23), wenngleich knapp 
mit 18 Ja-, sieben Nein-Stimmen und 22 
Enthaltungen. Die Resolution zu Afgha-
nistan (54/1) wurde im Konsens be-
schlossen.

Resümee

Im Jahr 2023 hat der Rat im Rahmen 
seines Mandats eine bemerkenswerte 
Rolle bei der Antwort auf Menschen-
rechtsverletzungen gespielt. Die politi-
schen Bewertungen waren zweifelsohne 
strittig. Die fachlichen Bewertungen zu 
besonders strittigen Themen wie Län-
dersituationen, ›Gender‹, reproduktive 
Gesundheitsrechte, Familie, Religion, 
Aufstachelung zu Diskriminierung und 
Hass und die Situation in den besetzten 
palästinensischen Gebieten spiegelten 
dessen unbeschadet die Realitäten vor 
Ort und kamen an die Öffentlichkeit. 
Dies macht den HRC so bedeutsam: Die 
Analysen sind als Expertise und Doku-
mente nicht nur für alle abrufbar, son-
dern verlässlich und als amtlich bestä-
tigte Referenzen unersetzbar.


